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g) die Entscheidung über den Einsatz der Mitglieder in den 
Zweigstellen, die Beauftragung als Zweigstellenleiter so­
wie die Schaffung der materiellen und organisatorischen 

.Voraussetzungen für die Tätigkeit der Mitglieder und 
Mitarbeiter,

h) die Beschlußfassung über den Arbeitsplan und die Vor­
bereitung des Haushaltsplanes,

i) die Bearbeitung und Auswertung von Eingaben und 
Beschwerden,

j) die Entscheidung über Anträge auf Erlaß oder Ermäßi­
gung von Gebühren, die aus anwaltlicher Tätigkeit dem 
Kollegium der Rechtsanwälte zustehen,

k) die Auszeichnung von Mitgliedern und Mitarbeitern für 
vorbildliche Leistungen in der beruflichen und gesell­
schaftlichen Tätigkeit,

l) die Durchführung von Disziplinarverfahren gegen Mit­
glieder und die Entscheidung über die Geltendmachung 
von Schadenersatzansprüchen und Erstattungsansprü­
chen gegen Mitglieder.

(2) Der Vorstand besteht aus 3 bis 7 Mitgliedern. Er wird 
auf die Dauer von 2 Jahren gewählt. Auf Beschluß der Mit­
gliederversammlung können bis zu 2 Nachfolgekandidaten 
gewählt werden. Sie haben im Vorstand beratende Stimme.

(3) Die Beschlüsse des Vorstandes sind für alle Mitglieder 
verbindlich.

(4) Der Vorstand hat der Mitgliederversammlung minde­
stens jährlich über die Vorstandsarbeit und die Entwicklung 
des Kollegiums Bericht zu erstatten.

§ 9

(1) Der Vorstand wählt aus seinen Mitgliedern den Vorsit­
zenden und dessen Stellvertreter. Der Vorsitzende vertritt das 
Kollegium der Rechtsanwälte im Rechtsverkehr.

(2) Die Aufgaben des Vorsitzenden sind insbesondere:
a) die Leitung des Kollegiums nach den Beschlüssen der 

Mitgliederversammlung und des Vorstandes,
b) die Vorbereitung, Einberufung und Auswertung der Vor­

standssitzungen,
c) die Leitung der Tätigkeit der Verwaltungsstelle des Vor­

standes, ' ~ s
d) die Begründung und die Auflösung von Arbeitsrechts­

verhältnissen mit Mitarbeitern,
e) die Durchführung von Disziplinarverfahren gegen Mit­

arbeiter und Assistenten,
f) die Regelung der Vertretung der Mitglieder bei Krank­

heit, Urlaub oder sonstiger Verhinderung und der Ab­
wicklung von Aufträgen bei Beendigung der Mitglied­
schaft,

g) die Sicherung der Einhaltung der Bestimmungen über die 
Sicherheit und Ordnung sowie des Arbeits- und Brand­
schutzes durch die Mitglieder und Mitarbeiter,

h) die Gewährleistung der Zusammenarbeit des Kollegiums 
der Rechtsanwälte mit den staatlichen Organen und den 
gesellschaftlichen Organisationen,

i) die Realisierung des Haushaltsplanes des Kollegiums und 
der Festlegungen der Mitgliederversammlung und des 
Vorstandes über die materiell-technische Ausstattung des 
Kollegiums und seiner Zweigstellen.

Die im Rahmen dieser Aufgaben vom Vorsitzenden getroffe­
nen Entscheidungen sind für alle Mitglieder verbindlich.

§10
(1) Die Revisionskommission ist das von der Mitgliederver­

sammlung gewählte Kontrollorgan des Kollegiums. Sie ist für 
ihre Tätigkeit der Mitgliederversammlung verantwortlich und 
rechenschaftspflichtig.

(2) Die Revisionskommission übt die Kontrolle über die Tä­
tigkeit des Vorstandes und der Mitglieder hinsichtlich der Ein­

haltung des Statuts und der Geschäftsordnung des Kollegiums, 
über die Durchführung der Beschlüsse der Mitgliederver­
sammlung und über die Haushaltsführung aus. Die Revisions­
kommission- kontrolliert die Unversehrtheit und Vollständig­
keit des Eigentums des Kollegiums, die Durchführung der 
Maßnahmen zur Gewährleistung von Ordnung und Sicherheit, 
die Verwendung der Gebühreneinnahmen, insbesondere die 
Abführung an die Fonds und deren Verwendung sowie die 
ordnungsgemäße Bearbeitung und Beachtung von Eingaben, 
Hinweisen und Vorschlägen durch den Vorstand.

(3) Die Revisionskommission ist im Rahmen ihrer Befug­
nisse berechtigt, in alle schriftlichen Unterlagen des Vorstan­
des und der Zweigstellen Einsicht zu nehmen.

(4) Die Revisionskommission besteht aus 3 bis 5 Mitgliedern, 
die nicht dem Vorstand angehören. Sie wird auf die Dauer von 
2 Jahren gewählt und wählt in offener Abstimmung aus ihren 
Mitgliedern den Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. Auf 
Beschluß der Mitgliederversammlung können für die Revi­
sionskommission bis zu 2 Nachfolgekandidaten gewählt'wer- 
den. Sie haben in der Revisionskommission beratende Stimme.

(5) Der Vorsitzende oder dessen Stellvertreter sind berech­
tigt, an den Sitzungen des Vorstandes teilzunehmen.

(6) Die Revisionskommission kann die Einberufung der Mit­
gliederversammlung verlangen, wenn es zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderlich ist. Der Vorstand ist zur Einberufung 
der Mitgliederversammlung verpflichtet, wenn das die Revi­
sionskommission beschließt.

(7) Die Revisionskommission berichtet der Mitgliederver­
sammlung mindestens jährlich über ihre Arbeit.

§11
Aufnahme als Mitglied

Der Eintritt in das Kollegium der Rechtsanwälte erfolgt 
freiwillig und wird mit der Aufnahme durch den Vorstand 
vollzogen.

§12
Assistentenzeit

(1) Der Aufnahme als Mitglied des Kollegiums der Rechts­
anwälte geht zur Vorbereitung auf die anwaltliche Tätigkeit 
eine Assistentenzeit von 1 Jahr voraus. In dieser Zeit besteht 
zwischen dem Kollegium und dem Assistenten ein Arbeits­
rechtsverhältnis. Die Assistentenzeit kann entsprechend dem 
Stand der Ausbildung durch den Vorstand verkürzt oder ver­
längert werden. Die Einstellung als Assistent erfolgt mit Zu­
stimmung des Ministers der Justiz.

(2) Ist eine Ausbildung als Assistent zur Vorbereitung auf 
die anwaltliche Tätigkeit nicht erforderlich, so kann der Vor­
stand beschließen, daß der Aufnahme als Mitglied keine 
Assistentenzeit vorausgehen soll. Dieser Beschluß bedarf der 
Bestätigung des Ministers der Justiz.

§13
Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft endet durch
a) Tod
b) Austritt
c) Beendigung der anwaltlichen Tätigkeit
d) Ausschluß
e) Entzug der Zulassung gemäß § 14 des Gesetzes vom

17. Dezember 1980 über die Kollegien der Rechtsanwälte 
der Deutschen Demokratischen Republik (GBl. I 1981 
Nr.lS.l-).

(2) Der Austritt eines Mitgliedes erfolgt durch schriftliche 
Erklärung des Mitgliedes gegenüber dem Vorstand, die min­
destens 6 Monate vor dem Austritt beim Vorstand einzurei­
chen ist. Der Vorstand kann auf Antrag des Mitgliedes auf die 
Einhaltung dieser Frist verzichten.


